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Qualifizierung jetzt! 

Bildung und Qualifizierung sind der Sehlüssel für die Zu- 
kunft unseres Landes und aller Bürgerinnen und Bürger. 
Teehnologieintensive Industrien boomen, das weltweite 
Wissen wäehst rasant. Die Sieherung des Wirtsehafts- 
waehstums ist nur mit gut qualifizierten Faehkräften 
möglieh. Dies gilt insbesondere für ein rohstoffarmes 
Land wie Deufsehland. Deshalb isf es eine Frage der Zu- 
kunffsvorsorge, dass alle Mensehen in Deutsehland ihre 
Fähigkeiten und Talente entwiekeln können - für ihr 
Wohl und das Wohl unseres Landes. Bildung stiftet über 
die individuelle Berufsperspektive hinaus gesellsehaftli- 
ehe Teilhabemögliehkeiten, Orientierung, Identität und 
Zusammenhalt. Deutsehland hat im Laufe seiner Ge- 
sehiehte herausragende Talente hervorgebraeht. Deutseh- 
land hat sieh einen Namen gemaeht mit seinem Bildungs- 
system: mit seinen „Kindergärten“, mit der dualen 
Ausbildung, mit der Konzeption seiner Universitäten und 
der Qualität seiner Ingenieurwissensehaften. Exzellenz in 
der Bildung ist deshalb aueh ein Auftrag aus unserer Ge- 
sehiehte und Tradition, der in die Zukunft übersetzt wer- 
den muss. Dies gilt vor allem vor dem Hintergrund der 
Herausforderungen von Globalisierung, Wissensbe- 
sehleunigung, demographisehem Wandel und einem ver- 
änderten Familienbild. 

Der konjunkturelle Aufsehwung in Deutsehland hat zu 
mehr Besehäftigung, deutlieh rüekläufiger Arbeitslosig- 
keit und einer stark anziehenden Naehfrage naeh Faeh- 
kräften geführt. So waren 2007 im Jahresdurehsehnitt 
3,776 Millionen Mensehen arbeitslos, 711 000 weniger 
als im Vorjahr. Die Besehäftigung ist aktuell auf über 
40 Millionen gestiegen, ln einigen Branehen und Regio- 
nen ist bereits Faehkräftemangel spürbar. Etliehe Unter- 
nehmen melden Rekrutierungssehwierigkeiten für be- 
sfimmfe Bereiehe. Besonders Mensehen mit Absehlüssen 
in den Fäehem Mathematik, Informatik, Natur- und Teeh- 
nikwissensehaften (MINT-Fäeher) sowie mit Absehlüs- 
sen auf Teehniker- und Meisterebene in teehnisehen Be- 
reiehen werden gesueht. Dieser Mangel an höher 
qualifizierten Faehkräften wird sieh dureh den demogra- 
phisehen Wandel noeh versehärfen. Bis zum Jahr 2013 
werden 330 000 Akademikerinnen und Akademiker im 
Bereieh der gewerb liehen Wirtsehaft - davon 70 000 Na- 
turwissensehaftlerinnen und Naturwissensehaftler sowie 
85 000 Ingenieurinnen und Ingenieure - in den Ruhe- 
stand gehen, ln den näehsten Jahren werden in den Natur- 
wissensehaften naeh Prognosen mindestens 30 Prozent 
jedes Absolventenjahrgangs fehlen. Aueh unabhängig 
vom konjunkturellen Aufsehwung setzt sieh der Trend, 
dass am Arbeitsmarkt immer mehr akademiseh Qualifi- 
zierte gebraueht werden, ungebroehen fort. Dies ist vor 
allem begründet in dem sieh weiter besehleunigenden 
teehnisehen Fortsehritt und der zunehmenden Globalisie- 
rung. Mensehen müssen gut gebildet und ausgebildet 
sein, um unser Land in diesem Prozess an der Spitze hal- 
ten zu können und zudem selbst an dieser Entwieklung 
bestmöglieh zu partizipieren. Die beste Vorsorge gegen 
Arbeitslosigkeit sind höhere Qualifikationen und lebens- 
langes Lernen. Naeh Prognosen der Kultusminister- 
konferenz wird die Zahl der Studienbereehtigten steigen 


und bis 2020 auf hohem Niveau bleiben. Darin liegt eine 
große Chanee. 

Deshalb müssen alle Potenziale genutzt werden. Es ist ein 
Kemelement von Zukunftsvorsorge, allen jungen Men- 
sehen eine Chanee auf eine gute Ausbildung zu bieten, 
Kindern aus bildungsfemen Haushalten verstärkt den Zu- 
gang zu höherer Bildung zu ermögliehen, für Frauen und 
Männer Bedingungen zu sehaffen, unter denen sie die 
Anforderungen der eigenen Familie mit einer Ausbil- 
dung, einem Studium oder der Berufsausübung vereinba- 
ren können. Mehr Mensehen muss der Aufstieg dureh 
Bildung ermöglieht werden. Wir brauehen Weiterbil- 
dungsmögliehkeiten für alle während des gesamfen Le- 
benslaufs. 

Deutsehland hat sieh in den vergangenen Jahren - aueh 
dureh erhebliehe Anstrengungen von Bund und Ländern - 
bei Bildung und Qualifizierung verbessert, aber andere 
Nationen weisen eine spürbar höhere Dynamik in der 
Entwieklung auf Deutsehland braueht eine gemeinsame 
Anstrengung, um sehneller voran zu kommen und die 
Faehkräftebasis für morgen zu siehem. Dafür untemimmf 
die Bundesregierung zusätzliehe Ansfrengungen in ihrem 
Veranfwortungsbereieh und bündelt sie in der Qualifizie- 
rungsinitiative der Bundesregierung mit dem Ziel, das 
deutsehe Aus- und Weiterbildungssystem in Qualität und 
Wirkungsbreite grundlegend zu verbessern, ln der Quali- 
fizierungsinitiative der Bundesregierung, die unter Feder- 
führung der Bundesminisferin für Bildung und Forsehung 
erarbeifef wurde, sind insbesondere Maßnahmen der Bun- 
desminisferien für Bildung und Forsehung (BMBF), für 
Arbeif und Soziales (BMAS), für Wirfsehaft und Teehno- 
logie (BMWI), für Familien, Senioren, Frauen und Ju- 
gend (BMFSFJ), für Verkehr, Bau und Sfadfenfwieklung 
(BMVBS) und des Auswärtigen Amtes (AA) enthalten. 

Die Bundesregierung bietet darüber hinaus den Ländern, 
Unternehmen, Sozialpartnern und weiteren Akteuren eine 
verstärkte Zusammenarbeit an. Deshalb haben die Regie- 
rungsehefs von Bund und Ländern am 19. Dezember 
2007 besehlossen, die für Bildung und Wissensehaft zu- 
sfändigen Faehministerinnen und -minisfer des Bundes 
und der Länder, unfer Beaehtung des jeweiligen Veranf- 
wortungsbereiehs in Abstimmung mit den jeweiligen be- 
troffenen Faehressorts bis zum kommenden Herbst eine 
„Qualifizierungsinitiative für Deufsehland“ zur Sieherung 
des Faehkräftenaehwuehses zu konzipieren. Das Ergebnis 
soll Gegensfand eines Treffens der Regierungsehefs wer- 
den, das im Herbst 2008 im Vorsitzland der Ministerprä- 
sidentenkonferenz stattfinden wird. 

Zentrale Weichenstellungen für die Zukunft 
Das Wesentliche im Überblick 

Es ist ein Gebot der sozialen Gereehtigkeit und der wirt- 
sehaftliehen Vernunft, dass wir jetzt die Weiehen für mehr 
und bessere Qualifizierung für alle sfellen. Wer heufe und 
morgen qualifizierfe Faehkräfte suehf, muss das gesamfe 
Bildungssysfem in den Bliek nehmen. Von der Förderung 
von Kleinkindern bis zur Weiferqualifizierang älterer Er- 
werbstätiger sind Sehwäehen und Stärken unseres Sys- 
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tems wahrzunehmen und die Bedingungen so zu gestal- 
ten, dass alle ihre Chance bekommen. 

Die Bundesregierung hat hier zentrale Weichenstellungen 
und Maßnahmen, die in ihrem Verantwortungsbereich lie- 
gen, benannt. Damit unser Land aber insgesamt zu einer 
neuen Bildungsoffensive aufbricht, ist es wichtig, dass 
alle Akteure ihre Anstrengungen auch mit Blick auf die 
Entwicklungen in wichtigen OECD-Ländem weiter ver- 
stärken. Wenn wir einen entscheidenden Schritt voran- 
kommen wollen, dann bedarf es des Engagements Aller. 

Die Bundesregierung beschließt folgende Weichenstel- 
lungen: 

1 Mehr Bildungschancen für Kinder unter 
sechs Jahren 

Bildung beginnt nicht erst in der Schule. Vielmehr kön- 
nen und sollen die Potenziale von Kindern viel früher ent- 
wickelt werden, in einer altersgerechten Form. Kinder- 
tageseinrichtungen und auch Tagespflegestellen haben als 
Orte frühkindlicher Bildung neben der Familie dafür ei- 
nen besonderen Auftrag. Denn hier können Begabungen 
auch von Kindern aus bildungsfemen Familien frühzeitig 
gefördert sowie Benachteiligungen rechtzeitig erkannt 
und abgebaut werden. 

Die Bundesregierung wird zusammen mit den Ländern 
und Kommunen bis zum Jahr 2013 das Angebot an Be- 
treuungsplätzen in Kindertagesstätten und Tagespflege 
auf bundesdurchschnittlich 35 Prozent der Kinder unter 
drei Jahren ausbauen. Die in den letzten Jahren von den 
Ländern aufgestellten Erziehungs- und Bildungspläne für 
Kinderfageseinrichtungen und weitere Konzepte für die 
frühkindliche Förderung können aber nur dann mit Leben 
erfüllt werden, wenn ausreichend qualifiziertes Personal 
vorhanden ist. Deshalb werden das BMFSFJ und das 
BMBF gemeinsam im Frühjahr 2008 eine Fortbildungs- 
initiative für 80 000 Erzieherinnen und Erzieher sowie 
Tagesmütter und -väter starten, die die entsprechenden 
Anstrengungen der Länder unterstützt. 

2 Jeder Bildungsweg soll zu einem 
Abschluss führen 

Deutschlands Bevölkerung ist im Durchschnitt gut gebil- 
det, die meisten Menschen erlangen einen Schulabschluss 
und der positive Trend auf dem Ausbildungsmarkt hat 
sich 2007 weiter verstärkt. Dennoch gibt es zu viele junge 
Menschen, insbesondere junge Menschen mit Migrati- 
onshintergrund, die den einmal eingeschlagenen Bil- 
dungsweg nicht erfolgreich abschließen. Das gilt für die 
Schule wie auch für die Ausbildung. 

Die Bundesregierung sefzf für Altbewerberinnen und Alt- 
bewerber, die nur noch geringe Chancen auf einen Be- 
rufsabschluss haben, das Konzept „Jugend - Ausbildung 
und Arbeit“ um. Wir wollen damit den jungen Menschen 
das Signal geben: Jeder zählt. Jeder Mensch braucht eine 
Ausbildung. Zudem unternimmt die Bundesregierung 
weitere Anstrengungen, um über die Leistungen der Bun- 
desagentur für Arbeit (BA) und der Träger der Grund- 


sicherung für Arbeifssuchende mif den Ländern, Kommu- 
nen und Sozialpartnern zum gelingenden Übergang von 
der Schule in die Ausbildung beizutragen. Ziel ist es, ei- 
nen Beitrag zur Halbierung der Schulabbrecher zu leisten 
und die Berufsorientierung zu verbessern. Dazu tragen 
auch Maßnahmen wie das ESF-Programm „Schulverwei- 
gerung - Die 2. Chance“ des BMFSFJ und die im Rah- 
men des Nationalen Pakts für Ausbildung und Beschäfti- 
gung eingeführten Einstiegsqualifizierungen bei. 

3 Wir fördern Aufstieg durch Bildung 

ln unserem Bildungssysfem entscheidef in zu hohem 
Maße die soziale Herkunft über die Bildungserfolge. Die- 
ser Zusammenhang muss durchbrochen werden. Bessere 
Aufsfiegswege für eine größere Zahl von beruflich Quali- 
fizierfen oder Menschen aus bildungsfemen Familien und 
mehr Aufstiegsmofivation sind zenfrale bildungspoliti- 
sche Ziele. Dazu ist es erforderlich, die Durchlässigkeit 
zwischen den verschiedenen Zweigen des Bildungssys- 
tems deutlich zu erhöhen und mehr Aufstiegswege aus 
der Bemfsausbildung und der Bemfstätigkeit heraus zu 
eröffnen. 

Deshalb wird das BMBF, beginnend mit dem Jahr 2008, 
an begabte Absolventinnen und Absolventen einer dualen 
Ausbildung, die ein Hochschulstudium anschließen wol- 
len, ein Aufstiegsstipendium vergeben. Damit setzen wir 
zusätzliche Anreize für den Aufsfieg. Außerdem bereifen 
wir einen Wettbewerb für Hochschulen vor, der das be- 
mfsbegleifende Studium fordern und die Hochschulen 
dazu anregen soll, passgenaue Angebofe für die wissen- 
schaftliche Weiterbildung von Bemfstätigen zu entwi- 
ckeln. 

4 Den Übergang von der Schule In die 
Hochschule erleichtern 

Derzeit nehmen 36,6 Prozent eines Jahrgangs ein Hoch- 
schulstudium auf Damit liegen wir erheblich unter dem 
OECD-Durchschnitt (54 Prozent). Um international wett- 
bewerbsfähig zu bleiben und den Fachkräftebedarf im 
akademischen Bereich und insbesondere im Ingenieurbe- 
reich langfristig zu decken, brauchen wir mehr Studie- 
rende. Mit einem Studium steigen auch die bemfiichen 
Erfolgsaussichten. Denn nach wie vor verdienen Akade- 
miker besser und werden seltener arbeitslos. Die Bundes- 
regiemng hält an dem im Koalitionsvertrag festgeschrie- 
benen Ziel fest, künftig 40 Prozent eines Altersjahrgangs 
für ein Hochschulstudium zu gewinnen. Deshalb bietet 
die Bundesregierung den Ländern und Hochschulen an, 
sie dabei zu unterstützen, die vorhandenen Studienkapa- 
zitäten optimal auszunutzen. Dies gilt besonders für die 
Besefzung freier Studienpläfze an den Hochschulen in 
Osfdeufschland ebenso wie für den Aufbau einer Service- 
agentur, die Studienbewerberinnen und Studienbewerber 
besser vermittelt. Um die Kapazitäten zu erweitern, haben 
Bund und Länder den Hochschulpakt geschlossen, durch 
den in den nächsten Jahren 90 000 zusätzliche Studien- 
anfängerinnen und -anfänger eine Sfudienchance erhalfen 
sollen. 
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5 Mehr Aufmerksamkeit für Technik und 
Naturwissenschaften 

Deutschland braucht Absolventinnen und Absolventen 
der Fächer Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften 
sowie Technik. Denn unser Land baut auf technologische 
Innovationen, die Wirtschaftskraft beruht auf solider Aus- 
bildung und kreativer Forschung. Der OECD-Vergleich 
zeigt, dass das Interesse an diesen Studienfächern bei 
uns zurückgeht, während es in anderen Ländern wächst: 
ln Deutschland haben mehr 55- bis 64-Jährige einen 
„Dipl. -Ing.“ oder einen vergleichbaren Abschluss als 
25- bis 34-Jährige, während in anderen OECD-Ländem die 
Gruppe der Jüngeren mit einem Abschluss in Ingenieurs- 
wissenschaflen doppelt so groß ist wie die der Älteren. 

Deshalb ist es erforderlich, verstärkt für diese Fächer- 
gruppe zu werben und mehr jungen Leuten die Chance zu 
eröffnen, diese attraktiven Zukunftsberufe direkt kennen 
zu lernen. Die Bundesregierung beauftragt das BMBF, 
zusammen mit den Forschungsorganisationen, Unterneh- 
men und Berufsverbänden im Jahr 2008 das „Freiwillige 
Technische Jahr“ zu starten, in dem junge Leute nach 
dem Abitur unmittelbar Erfahrungen sammeln und dieje- 
nigen, die noch unschlüssig sind, testen können, ob sie ei- 
nen Beruf im naturwissenschaftlich-technischen Bereich 
wählen wollen. 

6 Chancen für Frauen verbessern 

Während die Erwerbstätigenquote der Frauen mittler- 
weile bei über 60 Prozent liegt, sind Frauen in Führungs- 
positionen in Privatwirtschaft, Wissenschaft und öffentli- 
cher Verwaltung nach wie vor deutlich unterrepräsentiert. 
Die Bundesregierung unterstützt insbesondere mit Pro- 
grammen des BMFSFJ, BMBF und BMWi Wirtschaft, 
Wissenschaft und Forschung dabei, das Potenzial von 
Frauen besser zu nutzen, etwa durch einen Ausbau der 
Angebote zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Das BMBF wird beauftragt, zur Gewinnung von jungen 
Frauen für Hightech-Berufe einen Pakt mit Verbänden 
und Unternehmen vorzubereiten. Schwerpunkte dieser 
Partnerschaft sollen sowohl die Verbesserung des Images 
von MINT-Berufen als auch die gezielte Förderung von 
jungen Frauen insbesondere an den Schnittstellen Schule/ 
Hochschule und Hochschule/Arbeitsmarkt sein. Außer- 
dem startet der Bund 2008 mit den Ländern ein Pro- 
gramm zur Steigerung des Anteils von Professorinnen an 
Hochschulen. 

Das BMVBS wird im Rahmen eines Wettbewerbs beson- 
ders familienfreundliche Hochschulen fordern. 

7 Weiterbildung - Lernen im gesamten 
Lebenslauf 

Einmal erreichte Qualifikationen reichen immer weniger 
aus, die neuen Herausforderungen in Wirtschaft und Ge- 
sellschaft zu meistern. Kontinuierliches Lernen im ge- 
samten Lebenslauf wird immer wichtiger. Die Qualität 
der Strukturen vor Ort, der Zusammenarbeit der Akteure 
und des Bildungsprofils einer Region macht Bildung für 


den Einzelnen erfolgreich und unfersfüfzen jeden in sei- 
nem Eigenengagement. 

Deshalb wird die Bundesregierung regionale Strukturen 
der Weiterbildung stärken: Das BMBF bereitet mit gro- 
ßen Stiftungen eine gemeinsame Initiative zum Ausbau 
regionaler Weiterbildungsstrukturen vor. Diese Initiative 
soll Teil einer Weiterbildungsallianz sein, die die Bundes- 
regierung mit Ländern, Kommunen und Sozialpartnern an- 
strebt. Für eine bessere Analyse des Qualifizierungsbedarfs 
und zur Verbesserung der Wirksamkeit der Weiterbildungs- 
fÖrderung soll bei der Bundesagentur ein Weiterbildungs- 
monitoring eingeführt werden, in das die Bundesagentur 
für Arbeit die Arbeitsmarktakteure einbezieht. Die Förde- 
rung der beruflichen Weiterbildung bleibt Kemelement 
der Arbeitsmarktpolitik. Agenturen für Arbeit und Ar- 
beitsgemeinschaften haben ihre Anstrengungen in der 
Weiterbildungsförderung weher versfärkf. 

Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung 
in den neuen Ländern plant das BMVBS in Ostdeutsch- 
land einen Wettbewerb zur Unterstützung von Vorhaben, 
die eine vorausschauende Qualifizierungspolitik auf re- 
gionaler Ebene anstreben. Im Dialog Innovation Ost ent- 
wickelt das BMBF zusammen mit den neuen Ländern 
Konzepte, mit denen die Innovationsdynamik gestärkt 
und die Attraktivität der ostdeutschen Wissenschaftsland- 
schaft im Wettbewerb um die besten Talente erhöht wird. 
Dabei sollen sich die Innovationszentren auch zu regiona- 
len Qualifizierungszentren weiterentwickeln. 

Um die Qualität unseres Bildungssystems für den gesam- 
fen Lebenslauf zu sichern, brauchen wir verlässliche wis- 
senschaftliche Grundlagen. Die Bundesregierung startet 
deshalb ein neues Rahmenprogramm zur Förderung der 
empirischen Bildungsforschung, das sich auf alle Bil- 
dungsbereiche erstreckt, und sie etabliert ein nationales 
Bildungspanel in Form einer groß angelegten Längs- 
schnittstudie. Außerdem soll mit einem sog. Berufsbil- 
dungs-Pisa die Leistungsfähigkeit von beruflichen Aus- 
bildungssystemen sowie Berufsbildungsorganisationen 
im internationalen Vergleich festgestellt werden. Durch 
eine konsequente wissenschaftliche Begleitung wird un- 
ser politisches Handeln auf eine verlässliche Grundlage 
gestellt: für höhere Qualifizierung und weifer verbesserfe 
Bildungschancen in Deufschland. 

Die konkreten Maßnahmen 

Im Folgenden werden Maßnahmen in der Veranfwortung 
der Bundesregierung genannt. 

1 Mehr Bildungschancen für Kinder unter 
sechs Jahren 

Bereits in den ersten Lebensjahren werden entscheidende 
Weichen für die Bildungszukunft von Kindern gestellt. 
Die Familien tragen dabei besondere Erziehungsverant- 
wortung. Aber auch Kindertageseinrichtungen haben als 
Orte frühkindlicher Bildung einen besonderen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag. Hier können Begabungen früh- 
zeitig gefördert sowie Benachteiligungen rechtzeitig er- 
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kannt und abgebaut werden. Davon profitieren alle Kin- 
der - insbesondere aber die aus bildungsfemen Familien. 
Benötigt wird dazu zusätzliehes, pädagogisch geschultes 
Personal. Dies gilt in einem besonderen Maße für die 
Sprachforderung. Denn nur wer verlässliche Instrumente 
zur pädagogischen Sprachstandsdiagnostik und -forde- 
mng zur Verfügung haf und sie anzuwenden weiß, kann 
Kindern, vor allem mit Migrationshintergrund, zum spä- 
teren schulischen und beruflichen Erfolg verhelfen. Für 
die Lemchancen von Kindern ist es ebenso wichtig, dass 
der Übergang zwischen dem Elementar- und dem Primar- 
bereich so reibungsarm wie möglich gestaltet wird und 
Kindertagesstätten und Grundschulen sowohl organisato- 
risch als auch konzeptionell stärker verzahnt werden. 

Deshalb startet die Bundesregierung folgende Initiativen: 

- Verknüpfung von frühkindlicher Bildung und Be- 
treuung: Um die Anstrengungen der Länder zu unter- 
stützen, streben das BMFSFJ und BMBF im Frühjahr 
2008 eine Fortbildungsinitiative für 80 000 Erziehe- 
rinnen und Erzieher sowie für Tagesmütter und -väter 
an. Dafür werden für die jeweiligen Zielgruppen Wei- 
ferbildungsmodule entwickelf, die dann über ein Inter- 
netportal zur Verfügung gesfellf werden. Diese Bau- 
sfeine werden in Zusammenarbeif mif regionalen 
Weiferbildungsanbiefem durch Präsenzangebofe er- 
gänz!. Parallel dazu wird die frühpädagogische For- 
schung gesfärkf. Die Forfbildungsinifiafive ergänz! 
den Aufbau von Betreuungsangeboten für bundes- 
durchschnittlich 35 Prozent der Kinder unter drei Jah- 
ren bis 2013, auf den sich Bund, Länder und Kommu- 
nen verständigt haben. 

- Frühe SprachfÖrderung: Das BMBF wird innerhalb 
des kürzlich gestarteten Rahmenprogramms zur empi- 
rischen Bildungsforschung die Qualität der vorhande- 
nen Methoden zur Sprachstandsfeststellung bewerten 
und weiterentwickeln lassen. Damit soll zunächst die 
diagnostische Kompetenz der Erzieherinnen und Er- 
zieher gestärkt werden. Darüber hinaus wird die Be- 
wertung der Wirksamkeit verschiedener Instrumente 
der SprachfÖrderung ein Schwerpunkt sein. Zudem 
wird das BMFSFJ-Projekt „Sprachliche Förderung in 
der Kindertageseinrichtung“ gezielt um Möglichkeiten 
erweitert, die sprachliche Förderung von mehrsprachi- 
gen Kindern zu gestalten. Das Projekt dient der Ent- 
wicklung von didaktischen Materialien, die Sprach- 
erwerb und Bildungsinhalte systematisch miteinander 
verknüpfen. 

- Bildungshäuser: Für die Drei- bis Zehnjährigen ist das 
gemeinsame Lernen von besonderem Wert. Ein Mo- 
dell hierfür sind sog. Bildungshäuser, die derzeif in ei- 
nigen Ländern eingerichtef werden. Sie sollen den 
Übergang zwischen Kita und Schule fließend gestalten 
und dem unterschiedlichen Lemtempo der Kinder ge- 
recht werden. Die Bundesregierung unterstützt diese 
bildungspolitische Innovation und bietet den Ländern 
an, sie bei der wissenschaftlichen Begleitung von 
Maßnahmen in der frühkindlichen Bildung zu unter- 
stützen. Das Projekt beginnt zunächst mit einigen Län- 
dern und wird dann auf andere Regionen ausgedehnt. 


Innerhalb des Rahmenprogramms des BMBF zur För- 
derung der empirischen Bildungsforschung wird die 
optimale Gestaltung von Lehr-Lemprozessen im früh- 
kindlichen Bereich ein Schwerpunkt sein. 

2 Jeder Bildungsweg soll zu einem 
Abschluss führen 

Bildungsabschlüsse sind elementare Grundlage für den 
weiferen beruflichen Weg. Im Jahr 2006 haben immer 
noch 7,9 Prozent der Schülerinnen und Schüler, das sind 
rund 76 000 junge Menschen, die allgemein bildende 
Schule ohne Abschluss verlassen. Jeder Einzelne davon 
ist zu viel. 

Rund 15 Prozent der Jugendlichen zwischen 20 und 
29 Jahren zählen heute zu den Ungelernten. Menschen 
ohne Berufsabschluss sind deutlich überproportional von 
Arbeitslosigkeit betroffen. Durch den langjährigen Man- 
gel an Ausbildungsplätzen und die gestiegenen Ausbil- 
dungsanforderungen ist die Zahl der Altbewerber und der 
jungen Menschen in Ersatzmaßnahmen in den letzten 
Jahren kontinuierlich angestiegen. Sie müssen jetzt ihre 
Chance erhalten. Jeder Bildungsweg soll zu einem Ab- 
schluss führen und damit eine berufliche Zukunft eröff- 
nen. 

100 000 zusätzliche Ausbildungsplätze 
für Altbewerber bis 2010 

Der Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten Jahren posi- 
tiv entwickelt. Die Bundesregierung und die Partner im 
Ausbildungspakt leisten gute Arbeit. Zum ersten Mal seit 
2001 wurden 2007 wieder mehr als 600 000 neue Ausbil- 
dungsverträge abgeschlossen. Dennoch gibt es weiteren 
Handlungsbedarf: Die Zahl der Ausbildungsplätze muss 
weiter steigen. Die Zahl der Altbewerber muss deutlich 
sinken. Jugendliche sollen frühzeitig bei der beruflichen 
Eingliederung begleitet und noch intensiver beraten wer- 
den. An diesen Punkten setzt das Konzept „Jugend - Aus- 
bildung und Arbeit“ an: 

2.1 Konzept „Jugend - Ausbildung und 
Arbeit“ (gemeinsame Initiative 
BMAS und BMBF) 

a) Ausbildungsbonus für die zusätzliche Ausbildung 
besonders förderbedürftiger Altbewerber 

Im Berufsberatungsjahr 2006/2007 waren knapp 50 Pro- 
zent der Bewerberinnen und Bewerber für Berufsausbil- 
dungsstellen Altbewerber, ln den vergangenen Jahren ist 
dieser Anteil kontinuierlich gestiegen. Als Altbewerber 
gelten Ausbildungsuchende, die sich bereits für das Vor- 
jahr oder früher bei der Arbeifsverwaltung oder bei einem 
Träger der Grundsicherung für Arbeifsuchende vergeb- 
lich um einen Ausbildungsplafz bemüh! haben oder den 
Nachweis von mindesfens fünf abgelehnfen Bewerbun- 
gen für Ausbildungsverhältnisse erbringen, die im Vor- 
jahr oder früher hatten beginnen sollen. 

Um Altbewerbem neue Chancen auf betriebliche Ausbil- 
dung zu eröffnen, sollen Betriebe, die zusätzliche Ausbil- 
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dungsplätze schaffen und diese mit besonders förderbedürf- 
tigen Altbewerbem besetzen, einen Ausbildungsbonus 
erhalten. 

Als besonders förderbedürftig gelten Altbewerber, die 
maximal über einen Realschulabschluss verfügen oder 
bereits seit mehr als zwei Jahren vergeblich auf der Suche 
nach einem Ausbildungsplatz sind oder individuell be- 
nachteiligt sind. Für diese jungen Menschen war es in der 
Vergangenheit besonders schwierig, einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz zu finden. 

Die Höhe des Ausbildungsbonus richtet sich nach der 
Höhe der monatlichen Bruttoausbildungsvergütung des 
Jugendlichen. Bei Vergütungen unter 500 Euro monatlich 
beträgt der Ausbildungsbonus 4 000 Euro, bei monatlichen 
Ausbildungsvergütungen zwischen 500 und 750 Euro wird 
ein Ausbildungsbonus in Höhe von 5 000 Euro gezahlt 
und bei Vergütungen über 750 Euro beträgt der Ausbil- 
dungsbonus 6 000 Euro. Mitnahmeeffekte und Fehl- 
anreize sind dabei zu vermeiden. 

Gefördert werden können ausschließlich betriebliche Be- 
rufsausbildungen, die in einem nach dem Berufsbildungs- 
gesetz, der Handwerksordnung oder dem Seemarmsge- 
setz staatlich anerkannten Ausbildungsberuf durchgeführt 
werden. Die Förderung steht auch Ausbildungsverbünden 
unter Beteiligung von überbetrieblichen oder sonstigen 
wirtschaftsnahen Bildungseinrichtungen offen. Die Zahl 
der geförderten Fälle wird nicht festgelegt. Der Ausbil- 
dungsbeginn muss bis zum 31. Dezember 2010 erfolgen. 

Ein Ausbildungsplatz wird zusätzlich bereitgestellt, wenn 
der ausbildende Betrieb durch den neu abgeschlossenen 
Ausbildungsvertrag am 31. Dezember des Jahres des 
Ausbildungsbeginns mehr Auszubildende beschäftigt als 
im vorausgehenden Drei-Jahres-Durchschnitt. 

b) Unterstützung der Ausbildung 

Um auch lembeeinträchtigte und sozial benachteiligte 
Jugendliche erfolgreich zu einem Berufsabschluss zu füh- 
ren, müssen versfärkf die zur Verfügung sfehenden ausbil- 
dungsbegleifenden Hilfen der sozialpädagogischen Be- 
gleitung und administrativen und organisatorischen 
Unterstützung der durchführenden Betrieben eingesetzt 
werden. Insbesondere Unternehmen, die nicht mehr aus- 
bilden oder die bisher noch nicht ausgebildet haben, kön- 
nen mit Hilfe des externen Ausbildungsmanagements für 
die Ausbildung dieser Jugendlichen gewonnen werden. 

Die Wirkung ausbildungsbegleifender Hilfen isf noch 
nicht genügend ausgeschöpft. Mit einem breiteren Ange- 
bot für schwächere Auszubildende sowie vereinfachten 
Antrags- und Durchführungsverfahren sollten sie intensi- 
ver genutzt werden, um Ausbildungsabbrüchen von Ju- 
gendlichen vorbeugend zu begegnen und die ausbilden- 
den Betriebe darin zu unterstützen, Fördermöglichkeiten 
frühzeitig und umfassend in Anspruch zu nehmen. Hilfe- 
stellungen sind insbesondere für kleinere Betriebe wün- 
schenswert, die in der Regel nicht über das diagnostische 
Wissen und pädagogische Spezialwissen verfügen, mif 
denen Lemprobleme und daraus enfsfehende Konflikte 
gelöst werden können. 


c) Einsatz von Bernfseinstiegsbegleitern 

Derzeit stellen sich viele engagierte Bürgerinnen und 
Bürger ehrenamtlich als Ausbildungspaten und -patinnen 
zur Verfügung. Dieses vorbildliche Engagement soll auf- 
gegriffen und noch mehr Jugendlichen die individuelle 
Begleitung beim Übergang von der Schule in Ausbildung 
ermöglicht werden. 

Im Rahmen einer modellhaften Erprobung sollen leis- 
tungsschwächere Schülerinnen und Schüler der allgemein 
bildenden Schulen in den letzten Schuljahren durch einen 
Berufseinstiegsbegleiter individuell über längere Zeit in 
eine Ausbildung oder - wenn das nicht möglich ist - in 
eine Qualifizierung oder Beschäftigung begleitet werden. 
Dabei gilt es, die geförderte Berufseinstiegsbegleitung in 
den Gesamtkontext bestehender ehrenamtlicher Paten- 
schaftsprojekte und anderer Programme (z. B. Kompetenz- 
agenturen, Schulverweigerung) einzubinden. Weitere 
Initiativen zur Stärkung gerade des ehrenamtlichen 
Engagements von Ausbildungspaten und -patinnen wer- 
den von der Bundesregierung noch geprüft. 

d) Verstärkung der personellen Ressourcen 
der Berufsberatung 

Individuelle Berufsberatung und Betreuung der Jugendli- 
chen sowie ausreichende berufsberaterische Präsenz an 
Schulen müssen sichergestellt sein. Um regional vorhan- 
dene Personalengpässe in der Betreuung Jugendlicher 
auszugleichen, wird die Bundesagentur für Arbeit den 
verfügbaren Sfellenspielraum nufzen, um bis Ende 2008 
200 zusäfzliche Berufsberafer und 200 zusätzliche Aus- 
bildungsvermittler einzusetzen. 

e) Verbesserung der Ausbildungsförderung 

Die Ausbildungschancen junger Menschen werden durch 
eine deutliche Erweiterung des förderfähigen Personen- 
kreises ausländischer junger Menschen und durch Anhe- 
bung der Bedarfssätze und Freibeträge bei der Förderung 
mit Berufsausbildungsbeihilfe und beim Ausbildungsgeld 
für behinderte junge Menschen verbessert. 

2.2 Ausbildungsbaustein-Programm 

ln 10 bis 12 wichtigen Berufen des dualen Systems sollen 
Ausbildungsbausteine erprobt werden, mit denen Altbe- 
werbem ein schrittweiser Übergang in reguläre duale 
Ausbildung oder eine Zulassung zur Extemenprüfung vor 
der Kammer ermöglicht wird. Ziel ist in beiden Fällen ein 
dualer Berafsabschluss. Im Rahmen der Erprobung kön- 
nen die Ausbildungsbausteine auch bei der betrieblichen 
Einstiegsqualifiziemng, beim Qualifiziemngszuschuss 
und in der Nachqualifiziemng eingesetzt werden. Beab- 
sichtigt ist die Fördemng von 50 Pilotregionen in 
Deutschland. 

2.3 Nutzung außer- und überbetrieblicher 
Ausbildungskapazitäten für Altbewerber 

Die Bundesregiemng prüft, ob zur Mobilisierang zusätz- 
licher betrieblicher Ausbildungsangebote auch die Reser- 
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ven außer- und überbetrieblicher Bildungseinrichtungen 
eingesetzt werden können, um Altbewerber in einem an- 
erkannten Ausbildungsberuf auszubilden. Durch Koope- 
ration mit Betrieben, insbesondere mit denjenigen, die 
bislang noch nicht ausgebildet haben, können entspre- 
chende Maßnahmen praxisnah ausgestaltet werden. So 
kann auch der Übergang in Beschäftigung verbessert 
werden. Deshalb prüft die Bundesregierung, unter Betei- 
ligung der Bundesagentur für Arbeit mit den Kammer- 
organisationen und Sozialpartnern ein entsprechendes 
Programm zu vereinbaren. Diese Maßnahmen können 
insbesondere in Regionen, in denen das Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt be- 
sonders ungünstig ist, verstärkt eingesetzt werden. 

2.4 Programm „Perspektive Berufsabschluss“ 

Mit dem Programm „Perspektive Berufsabschluss“ des 
BMBF soll der Anteil von Jugendlichen und jungen Er- 
wachsenen ohne beruflichen Abschluss nachhaltig ge- 
senkt und deren Zukunftschancen verbessert werden. Mit 
den Förderinitiativen wird der Tatsache Rechnung getra- 
gen, dass zum erfolgreichen Einstieg Jugendlicher und 
junger Erwachsener mit besonderem Förderbedarf 
(Benachteiligte) in Ausbildung und ihrer dauerhaften In- 
tegration in das Beschäftigungssystem sowohl präventive 
Fördermaßnahmen zum Erreichen von Bildungs- und Be- 
rufsabschlüssen als auch reintegrative Maßnahmen zur 
nachträglichen Qualifizierung und zum Nachholen von 
Berufsabschlüssen notwendig sind. Das Programm 
„Perspektive Berufsabschluss“ soll 2008 starten. 

2.5 Weitere Maßnahmen zur Integration und 
Innovation in der Ausbildung 

Voraussetzung für den gelingenden Übergang von der 
Schule in die Ausbildung ist die Ausbildungsreife von 
Schulabgängern. Ein wichtiger Schritt ist in diesem Zu- 
sammenhang die Einführung gemeinsamer Bildungsstan- 
dards durch die Länder. Bei konsequenter Umsetzung und 
Überprüfung können diese Standards ein zentrales Instru- 
ment zur Qualitätssteigerung sein. Hinzu kommen muss 
eine frühzeitige und systematische Berufsvorbereitung. 
Insbesondere lemschwächere und lemmüde Schülerinnen 
und Schüler mit praktischer Begabung können in praxis- 
nahen Zusammenhängen neue Lemmotivation erfahren, 
den gefährdeten Schulabschluss schaffen und auf dem 
Ausbildungsmarkt erfolgreich sein. Neue Wege der Be- 
rufsvorbereitung befähigen junge Menschen, ihre Pofen- 
ziale zu enfwickeln und markieren einen Priorifäfenwech- 
sel von nachfräglicher Qualifizierungshilfe hin zur 
Prävention von Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit. 

Deshalb wird die Bundesregierung die frühzeitige Unter- 
stützung junger Menschen beim Übergang von Schule in 
Ausbildung fortführen, insbesondere durch: 

- Nufzung der erweiterten Fördermöglichkeiten für ver- 
tiefte Berufsorientierungsmaßnahmen durch die Bun- 
desagentur für Arbeif und die Träger der Grundsiche- 
rung für Arbeifsuchende, um Maßnahmen der Schulen 
zu untersfüfzen. Zusäfzlich werden sich mif Unfersfüt- 


zung des BMBF die Überbefrieblichen Berufsbil- 
dungssfätten engagieren, um strukturierte und praxis- 
nahe Angebote zur Berufsorientierung in der dualen 
Berufsausbildung auf- und auszubauen. 

- Praxisklassen: ln Praxisklassen werden Schulunter- 
richt und Berufspraxis intensiver verzahnt, insbeson- 
dere damit sich lemschwächere junge Menschen früh- 
zeitiger auf eine künftige Ausbildung orientieren und 
ihr spezifisches Talent zur Geltung bringen. Die Bun- 
desagentur für Arbeit stellt für die ausgewählfe Maß- 
nahmen hälftige Finanzierang bereit (Kofinanzierang 
durch Länder oder andere Dritte). 

- Jugendliche ohne Schulabschluss haben es auf dem 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt besonders schwer. 
Das ESF-Programm „Schulverweigerung - Die 
2. Chance“ fordert die Wiedereingliederung von efwa 
1 500 sogenannten „harten“ Schulverweigerem in die 
Schulen, um so die Chancen auf einen Schulabschluss 
zu erhöhen, ln 73 - regional ausgewogen über das ge- 
samte Bundesgebiet verteilten - lokalen Projekten ste- 
hen feste Ansprechpartner, so genannte Case Manager, 
für Schülerinnen und Schüler vor allem von Haupf- 
schulen zur Verfügung. Diese kümmern sich intensiv 
und persönlich um Jugendliche, die schon lange Zeit 
nicht mehr zur Schule gehen und deren Schulab- 
schluss dadurch gefährdet ist. Sie vereinbaren persön- 
liche Reintegrationspläne mit ihnen, kontrollieren den 
Erfolg der Umsetzung, beziehen die oft überforderten 
Eltern und Schulen ein und bieten individuelle auf die 
persönliche Lebenssituation zugeschnittene Hilfen an. 
Für das Programm stellt das BMFSFJ Mittel aus dem 
Europäischen Sozialfonds zur Verfügung. Zusammen 
mif der lokalen Kofinanziemng wird das Gesamtbud- 
gef bis Augusf 2008 bei mehr als 23 Mio. Euro liegen. 
Das ESF-Programm wird in der ESF-Förderperiode 
2007 bis 2013 fortgesefzf. 

- Ein nach wie vor nicht unerheblicher Teil der Jugend- 
lichen findet am Übergang von der Schule in den Be- 
raf keinen Zugang zum bestehenden System der 
Hilfsangebote und kann von diesem nicht erreicht 
werden. Das ESF-Programm „Kompetenzagenturen“ 
bietet Hilfen für diese besonders benachteiligten 
Jugendlichen an bundesweit rund 200 Standorten. 
Spezielle Case Manager organisieren eine auf die indi- 
viduelle Lebenssituation des Jugendlichen „maßge- 
schneiderte“ Abfolge von Hilfen aus den unterschied- 
lichen Bereichen und helfen damit die lokalen und 
regionalen Angebotsstrukturen in der Benachteiligten- 
fÖrderung zu verbessern. Für das Programm stellt das 
BMFSFJ Fördermittel aus dem Europäischen Sozial- 
fonds zur Verfügung. Zusammen mit der lokalen Kofi- 
nanzierung wird das Gesamtbudget bis August 2008 
bei über 63 Mio. Euro liegen. Das ESF-Programm 
wird in der ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 fortge- 
setzt. 

Um Unternehmen neu für Ausbildung zu gewinnen und 

die duale Ausbildung auch zukünftig für Jugendliche und 

Befriebe attraktiv zu halfen, haf die Bundesregierung 
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bereits mit der Umsetzung eines Innovationspaketes für 
die berufliehe Ausbildung begonnen: 

- Gemeinsam mit den Sozialpartnern und den Ländern 
werden die ea. 350 Ausbildungsberufe in Berufsgrup- 
pen gebündelt, gemeinsame Kemqualifikationen iden- 
tifiziert und darauf aufbauende Spezialisierungsmög- 
liehkeiten und -wege eröffnet. 

- Fortbildung und Ausbildung werden besser verzahnt, 
um leistungsstarken jungen Mensehen den sehnelleren 
Aufstieg zu ermögliehen. 

- Mit einer branehenbezogenen Früherkennungsinitia- 
tive wird der dureh die teehnisehe Entwieklung entste- 
hende Bedarf an Qualifikationen sehneller als bislang 
in Weiterbildungsangeboten und in der Erstausbildung 
berüeksiehtigt werden können. 

- Die nieht im dualen Berufssystem angesiedelten Ge- 
sundheitsfaehberufe werden zukunftsgeriehtet und be- 
darfsgereeht weiterentwiekelt. 

- Die Auslandsqualifizierungen in der berufiiehen Aus- 
bildung werden bis 2015 verdoppelt. 

Um eine wesentliehe Basis für den Faehkräflenaehwuehs 
zu siehem, wurde unter Federführung des BMWi der Na- 
tionale Pakt für Ausbildung und Faehkräflenaehwuehs 
am 5. März 2007 für weitere drei Jahre verlängert und 
fortentwiekelt. Zusätzlieher Paktpartner ist der Bundes- 
verband der Freien Berufe. Die Wirtsehaft verdoppelte 
ihre Zusage auf 60 000 neue Ausbildungsplätze pro Jahr 
und verpfiiehtete sieh außerdem, jährlieh 30 000 neue 
Ausbildungsbetriebe einzuwerben. Die Zusage für be- 
triebliehe Einstiegsqualifzierungen (EQ) wurde von 
25 000 auf 40 000 erhöht. Diese - sehr ehrgeizigen - Ziele 
werden eingehalten und übertroffen. Mit 75 000 neuen 
Ausbildungsplätzen und 47 000 neuen Ausbildungsbe- 
trieben (Stand: Oktober 2007) wurden die Zusagen über- 
troffen. Ebenso wird die Bundesregierung ihre flankieren- 
den Programme zur Sieherung eines adäquaten 
Ausbildungsangebots bis 2010 weiterführen: das Bund- 
Länder-Sonderprogramm Ost, das JOBSTARTER-Pro- 
gramm mit einem Fördervolumen von 125 Mio. Euro, 
und das Programm „Passgenaue Vermittlung“. 

Das BMBF und das BMWi führen öffentliehkeitswirk- 
same Veranstaltungen zusammen mit Interessenvertretem 
der einzelnen Migrantengruppen dureh. Dabei sollen 
Mensehen mit Migrationshintergrund über das duale Aus- 
bildungssystem - besonders über Ausbildungsberufe - in- 
formiert und zur Durehführung/Aufnahme der Berufsaus- 
bildung motiviert werden. Aueh die Bundesagentur für 
Arbeit unterstützt junge Mensehen mit Migrationshinter- 
grund gezielt bei der Berufswahl und beim Berufseinstieg 
und wirbt bei Betrieben mit ausländisehen Inhabern für 
eine Erhöhung der Ausbildungsbereitsehaft. 

Zur sehrittweisen Heranführung von an- und ungelernten 
Jugendliehen und jungen Erwaehsenen an Qualifizierung 
hat die Bundesregierung zum 1. Oktober 2007 die Zah- 
lung eines Qualifizierungszusehusses (Lohnkostenzu- 
sehuss mit Qualifizierungskomponente) an Unternehmen 
eingeführt. 


Die Bundesagentur für Arbeit, die Arbeitsgemeinsehaften 
und die zugelassenen kommunalen Träger sollen die För- 
derung Geringqualifizierter aueh mit dem Ziel verstärken, 
im Rahmen der berufiiehen Weiterbildung stärker als bis- 
her das Naehholen von Berufsabsehlüssen zu ermögli- 
ehen. 

Im Jahr 2004 waren 44 Prozent der Besehäftigten im Gü- 
terverkehrs- und Logistikbereieh ohne Berufsabsehluss. 
Verkehrswirtsehaft und Politik haben damit eine beson- 
dere Verantwortung für die im Güterverkehr und in der 
Logistik Besehäftigten. Aufgabe ist es, mit einer konse- 
quenten Aus- und Weiterbildung sieh einerseits den 
Marktanforderungen anzupassen, andererseits Möglieh- 
keiten der Qualifizierung gering qualifizierter Arbeits- 
nehmer stärker zu nutzen. Eine „Qualifizierungsoffensive 
für Logistik“ soll zudem ein Bewusstsein dafür sehaffen, 
dass Investitionen in die Qualifikation der Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter für die Wettbewerbsfähigkeit der Un- 
ternehmen ebenso bedeutend sind wie Investitionen in die 
Verkehrsinfrastruktur. Ziel der Bundesregierung ist es 
deshalb, in Kooperation mit der Verkehrswirtsehaft Aus- 
bildungs- und Fortbildungssysteme zu stärken und an die 
sieh wandelnden Rahmenbedingungen anzupassen sowie 
die Teilnahmequoten zu erhöhen. 

3 Wir fördern Aufstieg durch Biidung 

Aufstieg dureh Bildung zu ermögliehen, ist für den sozia- 
len Zusammenhalt wie für die wirtsehaftliehe Leistungs- 
fähigkeit unseres Landes von prioritärer Bedeutung. Der- 
zeit fehlt es in unserem Bildungssystem trotz wiehtiger 
Fortsehritte an Durehlässigkeit für den Aufstieg. So ha- 
ben Kinder von Akademikern eine fast doppelt so große 
Chance, die gymnasiale Oberstufe zu besuchen, und eine 
drei einhalbmal so hohe Studienanfängerquote wie Kinder 
von Nichtakademikem. Für deutsche Jugendliche ist die 
Chance, eine qualifizierte Berufsausbildung aufzuneh- 
men, bei gleichem Leistungsniveau der allgemeinen 
Fachleistungen mehr als doppelt so groß wie für ausländi- 
sche Jugendliche. Es ist eine Frage der sozialen Gerech- 
tigkeit und der wirtschaftlichen Vernunft, mehr Aufstieg 
durch Bildung zu ermöglichen und zu diesem Weg zu 
motivieren. Die Tatsache, dass nur 19 Prozent der heute 
15-Jährigen sich derzeit vorstellen kann, einen Studien- 
abschluss zu erreichen, belegt diese Notwendigkeit. 

Deshalb startet die Bundesregierung folgende Initiativen: 

- Aufstiegsstipendium: Wir wollen einen Anreiz zur 
Aufnahme eines Studiums bei denjenigen setzen, die 
eine berufliche Ausbildung mit hervorragenden Er- 
gebnissen abgeschlossen haben. Zum Hochschulstu- 
dium berechtigte Absolventinnen und Absolventen der 
beruflichen Bildung und Berufstätige, die über berufli- 
che Qualifikationen eine Hochschulzugangsberechti- 
gung erworben haben, können sich um ein spezielles 
Aufstiegsstipendium bewerben. Ziel ist die finanzielle 
Unterstützung beruflich besonders Begabter, die durch 
die Aufnahme eines Studiums auf ihr bisheriges Ar- 
beits- und Einkommensverhältnis verzichten. Die Ge- 
währung eines nicht rückzahlpflichtigen Stipendiums 
soll individuelle Anreize zur Aufnahme eines Stu- 
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diums erhöhen und damit die Durehlässigkeit zwi- 
sehen den Bildungsbereiehen steigern. 

- Meister-BAföG förtentwiekeln: Das Aufstiegsförtbil- 
dungsförderungsgesetz (AFBG) - das so genannte 
„Meister-BAföG“ - ist ein erfölgreiehes Instrument, 
um Mensehen in der berufliehen Aufstiegsförtbildung 
finanziell zu unterstützen und sie zu Existenzgründun- 
gen zu ermuntern. Das AFBG unterstützt die Erweite- 
rung und den Ausbau beruflieher Qualifizierung, 
stärkt damit die Fortbildungsmotivation des Faehkräf- 
tenaehwuehses und bietet für potenzielle Existenz- 
gründerinnen und Existenzgründer einen Anreiz, naeh 
erfolgreiehem Absehluss der Fortbildung den Sehritt 
in die Selbstständigkeit zu wagen und damit Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze zu sehaffen. Die Bundes- 
regierung wird das Meister-BAföG entspreehend der 
bereits besehlossenen Erhöhung der BAföG-Sätze für 
Studierende erhöhen und darüber hinaus prüfen, in- 
wieweit die Anwendungsbereiehe der Förderung im 
Rahmen des AFBG aufstiegsorientiert erweitert wer- 
den können. Dabei werden insbesondere die Erweite- 
rung des geförderten Personenkreises und der förder- 
fähigen Fortbildungen in Betraeht gezogen. 

- Berufsbegleitendes Studium: Sowohl die teehnologi- 
sehe Entwieklung wie aueh der demographisehe Wan- 
del maehen es notwendig, dass gut ausgebildete Faeh- 
kräfte sieh naeh einigen Jahren Berufserfahrung 
wissensehaftlieh weiterbilden und berufsbegleitend 
studieren können. Im internationalen Vergleieh liegt 
die wissensehaftliehe Weiterbildung in Deutsehland 
jedoeh deutlieh zurüek. Die Angebote der Hoehsehu- 
len sind ausbaufähig. Die Bundesregierung sehlägt 
deshalb den Ländern vor, im Jahr 2009 einen Wettbe- 
werb zu starten, der darauf abzielt, bereits vorhandene 
vorbildliehe Anbieter wissensehaftlieher Weiterbil- 
dung zu stärken, aber insbesondere neue und naehfra- 
georientierte Initiativen an Hoehsehulen fördern will. 
Damit wollen wir das berufsbegleitende Studium 
- aueh in Form dualer Studiengänge - fördern und die 
Hoehsehulen anregen, inhaltlieh und organisatoriseh 
passgenaue Angebote für Berufstätige zu entwiekeln. 
So wird aueh den Weiterbildungsinteressen von Ba- 
ehelor-Absolventinnen und -Absolventen Reehnung 
getragen, die sieh naeh dem ersten Absehluss weiter 
wissensehaftlieh qualifizieren wollen. 

Die Bundesregierung sehlägt Ländern und Hoehsehu- 
len in diesem Zusammenhang vor, den Hoehsehulzu- 
gang für berufiieh Qualifizierte deutlieh zu erleieh- 
tem. Dafür sind Studiengänge erforderlieh, die die in 
der berufliehen Bildung erworbenen Qualifikationen 
einbeziehen und transparente Anerkennungs- und An- 
reehnungsverfahren für berufliehe Vorqualifikationen 
Umsetzen. Aueh der Deutsehe Qualifikationsrahmen 
(DQR), den Bund und Länder zusammen mit Sozial- 
partnern und Hoehsehulvertretem bis 2010 gemein- 
sam entwiekeln, soll einen wiehtigen Beitrag zu besse- 
rer Transparenz und weehselseitiger Anerkennung von 
Bildungsleistungen zwisehen den Teilsegmenten des 


Bildungssystems leisten und dadureh deren Durehläs- 
sigkeit erhöhen. 

Diese Initiativen bauen auf den bisherigen Maßnahmen 
der Bundesregierung auf Die Bundesregierung investiert 
in die Ausbildungsförderung (BAföG) und sorgt für eine 
spürbare Erhöhung der Bedarfssäfze um 10 Prozenf und 
der Freibeträge um 8 Prozent. Der Bundesanteil hierfür 
wird in 2009, dem ersten Jahr voller Jahreswirkung, mehr 
als 300 Mio. Euro jährlieh zusätzlieh betragen. Dies ist 
eine der umfangreiehsten Anhebungen seit der Einfüh- 
rung des BAföG, dureh die der Kreis der Geförderten 
wieder deutlieh ausgeweitet werden wird. Außerdem 
wird die Bundesregierung die Ausbildungsförderung für 
Migranfinnen und Migranfen, sowohl in der berufliehen 
Ausbildung wie aueh im Sfudium, deuflieh verbessern. 
Eine sfärkere Einbeziehung von Jugendliehen mif Migra- 
tionshinfergrund in der berufliehen Bildung wird u. a. mif 
einer bundesweifen Införmafions- und Servieezenfrale 
(KAU SA) erreieht, die Initiativen zur Einwerbung von 
Ausbildungsplätzen bei Unternehmerinnen und Unter- 
nehmern ausländiseher Herkunft unterstützt. Zur Förde- 
rung der berufliehen Ausbildung von Migranfinnen und 
Migranten führt BMWi folgende Maßnahmen dureh: eine 
Informations- und Motivationskampagne, den Einsatz ei- 
nes Förderprogramms „Passgenaue Vermittlung von Aus- 
zubildenden an ausbildungswillige Unternehmen“ sowie 
die Vermittlung spraehlieher und kultureller Kompeten- 
zen als Lemziele in Aus- und Weiterbildungsordnungen. 
Ziel der Bundesregierung ist es. Jugendliehe mit Migra- 
tionshintergrund zukünftig verstärkt zu einem Berufsbil- 
dungsabsehluss zu führen und Unternehmen von Mitbür- 
gerinnen und Mitbürgern mit Migrationshintergrund für 
die berufliehe Qualifizierung zu gewinnen. Mit dem Na- 
tionalen Integrationsplan haben wir das Ziel, den Anteil 
der Studierenden mit Migrationshintergrund in den kom- 
menden fünf Jahren zu verdoppeln, noehmals bestärk!. 
Die Bundesregierung wird dafür ihre Programme zur Ver- 
besserung des Sfudienerfolges ausländiseher Sfudierender 
versfärken. 

4 Den Übergang von der Schule in die 
Hochschule erleichtern 

Alle bekannten Arbeitsmarktprognosen gehen von einer 
steigenden Naehfrage naeh höher qualifizierten Faehkräf- 
ten aus - wenn aueh mit untersehiedliehen Zeithorizonten 
und untersehiedlieher Dynamik in den einzelnen Regio- 
nen bzw. Wirtsehaftsbranehen. Diese Dynamik konzent- 
riert sieh im Wesentliehen auf Hoehsehulabsolventen. 
Derzeit nehmen 36,6 Prozent eines Jahrgangs ein Hoeh- 
sehulstudium auf Damit liegt Deutsehland erheblieh un- 
ter dem OECD-Durehsehnitt (54 Prozent). In Ländern mit 
einer hohen Hochsehulquote sind manche Qualifikatio- 
nen Gegenstand eines Hochschulstudiums, die in 
Deutschland im Rahmen beruflicher Bildung vermittelt 
werden. Dies spricht für das hohe Leistungsniveau und 
das Ansehen der beruflichen Bildung in Deutschland. 
Dennoch brauchen wir mehr Studierende, um internatio- 
nal wettbewerbsfähig zu bleiben und den Fachkräftebe- 
darf im akademischen Bereich und insbesondere im Inge- 
nieurbereich langfristig zu decken. Ein wichtiger Hinweis 
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auf den Bedarf an Höherqualifizierten ist die deutlieh ge- 
ringere Arbeitslosenquote von Faehhoehsehul-/Hoeh- 
sehulabsolventen im Vergleieh zur Gesamtquote. Wir hal- 
ten an dem im Koalitionsvertrag vereinbarten Ziel fest, 
künftig 40 Prozent eines Altersjahrgangs für ein Hoeh- 
sehulstudium zu gewinnen. 

Derzeit bleiben viele Studienplätze ungenutzt, da Absa- 
gen und Zulassungen bei Mehrfaehbewerbungen nieht 
unter den Hoehsehulen abgestimmt werden. Aufwändige 
Naehrüekverfahren sind daher noeh erforderlieh. Die Lö- 
sung dieses Problems wird in den näehsten Jahren mit der 
zunehmenden Dezentralisierung der Hoehsehulauswahl- 
verfahren umso dringender. 

Gemäß Artikel 91b des Grundgesetzes zählt die Förde- 
mng von Wissensehafl und Forsehung an Hoehsehulen zu 
den Gemeinsehaftsaufgaben, die Bund und Länder verab- 
reden können. Auf dieser Grundlage bietet die Bundes- 
regierung Verabredungen mit den Ländern zu folgenden 
Maßnahmen an: 

- Serviceagentur zur besseren Vermittlung von Studien- 
plätzen: Die Bundesregierung unterstützt die Überle- 
gungen der Länder, die bisherige Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen (ZVS) zu einer Service- 
agentur umzugestalten, um mehr Transparenz über das 
Studienangebot herzustellen sowie die Vermittlung zwi- 
schen Studienplatzangebot und -nachfrage zu verbes- 
sern. Solche Serviceagenturen existieren bereits im 
Ausland, z. B. UCAS im Vereinigten Königreich. Nach 
deren Vorbild gestaltet, kann eine solche neue Servicea- 
gentur als Informationsstelle für die Studienbewerberin- 
nen und -bewerber die erforderliche Transparenz des 
Studienangebotes der Hochschulen sicherstellen und 
damit auch eine wichtige Dienstleistung für die autono- 
men Auswahlverfahren der Hochschulen anbieten. 

- Für den Studienstandort Ostdeutschland werben: Auf- 
grund der demographischen Entwicklung werden die 
Studienanfängerzahlen in Osfdeufschland deutlich zu- 
rückgehen, zugleich sind Studienplätze vorhanden. 
Daher haben sich das BMBF und die ostdeutschen 
Ländern im Zusammenhang mit dem Hochschulpakt 
auf eine Imagekampagne geeinigt, die derzeit unter 
Federführung der neuen Länder erarbeitet und durch 
das BMBF finanziell unterstützt wird. Zugleich berei- 
tet das BMBF mit den fünf neuen Ländern im Dialog 
Innovation Ost spezifische Strategien zur Exzellenz- 
und Nachwuchsförderung vor. Beide Initiativen wer- 
den im Frühjahr 2008 anlaufen. 

Diese Angebote der Bundesregierung ergänzen die hoch- 
schulpolitischen Initiativen der ersten Hälfte der Legisla- 
turperiode. Mit dem Hochschulpakt werden bis 2010 über 
90 000 zusätzliche Ausbildungschancen für Studien- 
anfängerinnen und Studienanfänger geschaffen, allein der 
Bund sfellt dafür bis zum Jahr 2010 insgesamf rund 
565 Mio. Euro zur Verfügung. Gleichzeifig fordert das 
BMBF auf der Grundlage einer Bund-Länder- Vereinba- 
rung nach Artikel 91b GG an Fachhochschulen neben 
dem Wissens- und Technologiefransfer in Unternehmen 
auch eine intensive forschungsnahe Qualifizierung von 


Studierenden aller Semester. Die Mittel für diese Förde- 
rung wird die Bundesregierung im kommenden Jahr wei- 
fer sfeigem. Zur Sfeigerung der Sfudierendenquofe und 
zur Sicherung des akademischen Fachkräftebedarfs in 
Deutschland wird das Netzwerk „Wege ins Studium“, in 
dem sich Bund und Länder gemeinsam mit weiteren Part- 
nern in der Studienberatung engagieren, in den Jahren 
2007/2008 eine Informationskampagne vorbereiten. 
Auch die deutschen Auslandsschulen werben für ein Sfu- 
dium an einer deufschen Hochschule. Sie fordern die 
frühzeitige Deutschlandbindung von Hochqualifizierten 
und der Spitzenforscher von morgen und leisten als Orte 
interkultureller Kommunikation wichtige Integrationsbei- 
träge. 

5 Mehr Aufmerksamkeit für Technik und 
Naturwissenschaften 

Absolventinnen und Absolventen der Studienfächer Ma- 
thematik, Informatik, Natur-, und Technikwissenschaften 
verfügen über Kompefenzen, die für Innovafion und 
Wachstum in Deutschland ausschlaggebend sind. Fehlen 
die erforderlichen Fachkräfte, gefährden wir unser Wirt- 
schaftswachstum. Eine aktuelle Studie des BMWi „Wert- 
schöpfungsverluste aufgrund nicht besetzbarer Stellen be- 
ruflich Hochqualifizierter in Deutschland“ ergab einen 
Wertschöpfungsverlust von 18,5 Mrd. Euro (= 0,8 Pro- 
zent des BIP in 2006). Aber nicht nur kurzfristig, sondern 
auch in Zukunft werden diese Berufe besonders ge- 
braucht. Allein in der gewerblichen Wirtschaft werden bis 
zum Jahr 2013 altersbedingt 70 000 Naturwissenschaftle- 
rinnen und Naturwissenschaftler sowie 85 000 Ingenieu- 
rinnen und Ingenieure ausscheiden. Nach Projektions- 
rechnungen des ZEW werden im Jahr 2014 alters- und 
strukturwandelbedingt zwischen 180 000 und 
490 000 Akademikerinnen und Akademiker fehlen. Be- 
sonders ausgeprägt wird danach der Fachkräftemangel in 
den Naturwissenschaften sein, von denen in den nächsten 
Jahren - so die Berechnungen - mindestens 30 Prozent 
jedes Absolventenjahrganges fehlen werden. Deshalb 
wollen wir, dass mehr junge Menschen in Deutschland 
sich für Nafurwissenschaften und Technik begeisfem, ein 
MINT-Fach studieren und erfolgreich abschließen. 

Die Bundesregierung startet deshalb folgende Initiativen: 

- Freiwilliges Technisches Jahr: Mit der Einführung 
eines Freiwilligen Technischen Jahres will die Bun- 
desregierung die Studierbereifschaft für fechnisch- 
nafurwissenschaftliche Sfudiengänge sfeigem, die 
Informations- und Motivationsbasis stärken und mit- 
telfristig die Studienabbmchsquoten senken. Durch 
dieses Projekt sollen junge Menschen in der entschei- 
denden Berafsorientierangsphase in außeraniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen oder in innovationsstar- 
ken Unternehmen Berafs- und Praxisbezug erwerben 
sowie ihre persönlichen Neigungen und Fähigkeiten 
kennen und vertiefen lernen. Das Freiwillige Techni- 
sche Jahr soll die Startbedingungen für Sfudium und 
Beruf verbessern. Die Teilnehmerinnen und Teilneh- 
mer des Projektes absolvieren das mehrmonatige Be- 
mfsorientiemngspraktikum direkt in den Forschungs- 
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einrichtungen bzw. Unternehmen. Sie werden dort 
faehlieh angeleitet und individuell betreut. Eine ge- 
wisse finanzielle Unterstützung wird ebenso sieherge- 
stellt wie der Versieherungssehutz. Die pädagogisehe 
Begleitung kann aueh in Form überregional organi- 
sierter Module stattfinden, die in ausgewählten Ein- 
satzstellen angeboten werden. Diese Module sehließen 
einen intensiven Erfahmngsaustauseh, Coaehing- 
Maßnahmen und die Auseinandersetzung mit Sehlüs- 
selqualifikationen ein. 

- Naehwuehsbarometer Teehnikwissensehaften: Das 
Naehwuehsbarometer Teehnikwissensehaften (NaBa- 
Teeh), das die Deutsehe Akademie der Teehnikwissen- 
sehaften (aeateeh) entwiekeln wird, soll vor dem Hin- 
tergmnd des Naehwuehsmangels für Bemfe aus 
Teehnik und Naturwissensehaften langfristig wirk- 
same Ursaehen auf individueller und gesellsehaftli- 
eher Ebene analysieren. Daraus werden Empfehlun- 
gen für weitere gezielte Maßnahmen zur naehhaltigen 
Steigerang der Attraktivität dieser Bemfe abgeleitet. 

- Jahr der Mathematik 2008: Das Jahr der Mathematik 
2008 soll nieht nur die Aufmerksamkeit auf die Ma- 
thematik lenken, sondern die Bedeutung mathemati- 
seher Ideen, Perspektiven und Denkweisen in anderen 
Wissensehaften, insbesondere Naturwissensehaften, 
Teehnik sowie in vielen Lebensbereiehen deutlieh 
siehtbar maehen. Darüber hinaus soll es einen Beitrag 
zur Weiterentwieklung der Mathematikdidaktik leis- 
ten. 

- Haus der kleinen Forseher: Um Natur und Teehnik für 
Kinder in Vorsehuleinriehtungen erlebbar zu maehen 
und damit einen Beitrag zur Stärkung des Innovations- 
und Forsehungsstandorts Deutsehland zu leisten, ha- 
ben sieh die Helmholtz-Gemeinsehaft und MeKinsey 
& Company zusammen mit der Siemens AG und der 
Dietmar-Hopp-Stiftung unter der Sehirmherrsehaft der 
Bundesministerin für Bildung und Forsehung zur Ini- 
tiative „Haus der kleinen Forseher“ zusammenge- 
sehlossen. Dieses Projekt wird mit Unterstützung der 
Bundesregierang (3,5 Mio. Euro bis 2010) in der Flä- 
ehe und in allen Bundesländern ausgebaut werden. Bis 
2009/2010 sollen 10 000 Kindertagesstätten, das ist 
etwa jede fünfte Kindertagesstätte in Deutsehland, er- 
reieht werden. 

Das Projekt steht exemplariseh für weitere Initiativen: 
Aueh andere Unternehmen und Forsehungseinriehtun- 
gen wie die Deutsehe Telekom Stiftung, Boseh, 
Tmmpf oder die Fraunhofer Gesellsehaft unterstützen 
Projekte, die das Verständnis für Wissensehaft, Teeh- 
nik und Wirtsehaft stärken. Unser Ziel ist, jeder Kin- 
derbetreuungseinrichtung und jeder Grandschule in 
Deutschland über Hochschulen, Forschungseinrich- 
tungen und Unternehmen den Zugang zu unterstützen- 
den Angeboten im Bereich von Natur und Technik zu 
eröffnen. 

Mit diesen Maßnahmen setzt die Bundesregiemng ihre 

Anstrengungen in diesem Bereich fort. Bereits verabredet 

ist das Pilotprojekt „MlNToring“, das das BMBF mit der 


Stiftung der Deutschen Wirtschaft (sdw) durchführen 
wird. MlNToring (MINT -l- Mentoring = MlNToring) ist 
ein Mentorenprogramm, in dem naturwissenschaftlich 
und technisch begabte Schülerinnen und Schüler von Sti- 
pendiatinnen und Stipendiaten verschiedener Begabten- 
forderangswerke betreut und in ihrer Studienfachwahl be- 
raten werden sollen. Ziel dabei ist es, Hemmungen vor 
der Aufnahme eines natur- oder ingenieurwissenschaftli- 
chen Studiums abzubauen. Auch beim Nationalen IT- 
Gipfel im Dezember 2006 haben Partner aus Wissen- 
schaft, Wirtschaft und Politik gemeinsam Projekte verab- 
redet, die auf eine nachhaltige Sicherang des Fachkräfte- 
potentials in den MINT-Fächem zielen. Diese umfassen 
„Für Informatik interessieren - Studiengänge optimie- 
ren“, die Fachkräfteinitiative „lT-50-Plus“ sowie die Ini- 
tiative „Top-Talente fordern“. Diese zusäfzlichen Qualifi- 
ziemngsmaßnahmen beginnen jefzf zu greifen. Insgesamf 
erwarfef sich die Bundesregierang von der zügigen Ein- 
fühmng kürzerer und besser stmkturierfer Sfudiengänge 
(Bachelor/Masfer) durch die Bologna-Reform, dass mehr 
erfolgreiche Sfudienabschlüsse in den MINT-Fächem, in 
denen die Abbrecherquofe besonders hoch isf, erreicht 
werden. 

6 Chancen für Frauen verbessern 

Während die Erwerbstätigenquote der Frauen mittler- 
weile bei über 60 Prozent liegt, sind Frauen in Fühmngs- 
positionen in Privatwirtschaft, Wissenschaft und öffentli- 
cher Verwaltung nach wie vor deutlich unterrepräsentiert. 
Auch das Lohngefälle zwischen den Geschlechtern ist mit 
22 Prozent in Deutschland deutlich größer als in den 
meisten EU-Mitgliedstaaten. Einer der Gründe dafür isf, 
dass nur ein geringer Anfeil der Frauen in mathematisch- 
nafurwissenschaftlichen oder technischen Berafen ausge- 
bildet und beschäftigt ist. Die Voraussetzungen, auch in 
diesem Feld weiterzukommen, sind gut. Denn zumindest 
in der Bildung gilt: Mädchen haben die „Nase vom“. Alte 
Klischees greifen nicht mehr, die Bildungsbeteiligung 
liegt bei jungen Frauen inzwischen über der von jungen 
Männern. Noch sind Mädchen und junge Frauen in der 
berafiichen Bildung mit 41,5 Prozent (2006) und insbe- 
sondere in den zukunftsfähigen MINT-Bemfen unfer- 
repräsentiert. Dafür sfeigf die Studienbefeiligung der jun- 
gen Frauen kontinuierlich an, was die Chance auf höhere 
Erwerbseinkommen eröffnet. 

Deshalb beschließt die Bundesregiemng folgende Initiati- 
ven: 

- Mehr Frauen für MINT-Bemfe: Die Bundesregiemng 
beauftragf das BMBF, zusammen mit Verbänden, Un- 
ternehmen, Forschungseinrichtungen, der Bundes- 
agentur für Arbeif, Hochschulen, Ländern sowie den 
Medien einen nationalen Pakt zur Gewinnung von 
mehr jungen Frauen für MINT-Berafe vorzubereiten. 
Die Vermittlung realistischer Berafsbilder soll dabei 
im Mittelpunkt stehen. Bereits bestehende Aktivitäten 
der Partner sollen durch gebündelte Öffentlichkeits- 
arbeit besser sichtbar gemacht werden, weibliche Vor- 
bilder sollen vermitteln, wie spannend diese Bemfe 
sind. Darüber hinaus sollen Angebote zur Selbstein- 
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Schätzung junge Frauen bei der Wahl des Studienfa- 
ches unterstützen. 

- Mehr Professorinnen: Um die Unterrepräsentanz von 
Frauen bei den Professuren zu beseitigen, werden 
Bund und Länder ein „Professorinnenprogramm“ star- 
ten. Vorgriffsprofessuren und reguläre Professuren, die 
mit Frauen besetzt werden, sollen durch eine An- 
schubfinanzierung gefördert werden. Voraussetzung 
hierfür ist ein von einem Gutachtergremium positiv 
bewertetes, an der Hochschule bereits verankertes 
Gleichstellungskonzept. Die große Zahl der in den 
kommenden Jahren neu zu besetzenden Professuren 
bietet zusätzliche Möglichkeiten, den Frauenanteil zu 
steigern. Für das Programm, das 2008 anläuft, stellt 
das BMBF jährlich 15 Mio. Euro Jahre zur Verfügung. 
Damit können bei entsprechender Kofinanzierung der 
Länder bis zu 200 Professorinnenstellen gefördert 
werden. 

- Berufsrückkehrerinnen: Das von der Bundesregierung 
geförderte Programm AQUA (Akademikerinnen und 
Akademiker qualifizieren sich für den Arbeifsmarkf) 
der Offo Benecke Sfiflung e.V soll gezielf für Berufs- 
rückkehrerinnen erweiferf werden. Jede achte Wieder- 
einsteigerin hat einen Hochschulabschluss erworben, 
viele davon wünschen sich, während der Eltemzeit 
Fortbildungen besuchen zu können. Ein ESF-Pro- 
gramm des BMFSFJ zur Förderung von Berufsrück- 
kehrerinnen unterstützt Frauen bei der Gestaltung von 
Übergängen im Lebenslauf 

Diese Maßnahmen der Bundesregierung schließen an be- 
reits bestehende Initiativen wie Power für Gründerinnen 
an. Hier geförderte Projekte wie die bundesweite Gründe- 
rinnenagentur tragen dazu bei, die Gründungsmotivation 
und -qualifikation von Frauen zu erhöhen. Spezielle Ziel- 
gruppen wie z. B. Migrantinnen und Frauen im Hand- 
werk oder im ländlichen Raum stehen hier im Fokus. Mit 
dem Untemehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ 
des BMFSFJ sollen Unternehmer und Personalverant- 
wortliche überzeugt werden, familienbewusste Personal- 
politik als strategisches Managementinstrument zu nutzen 
und Familienfreundlichkeit zum Markenzeichen zu ent- 
wickeln. Schwerpunkte sind insbesondere der Ausbau 
betrieblich unterstützter Kinderbetreuung sowie die Er- 
leichterung des beruflichen Wiedereinstiegs nach der 
Eltemzeit. Auch Forschungseinrichtungen und Hoch- 
schulen können über gezielte Maßnahmen wie bedarfsge- 
rechte Kinderbetreuungsangebote für wissenschaftliches 
Personal und Studierende, über Teilzeitstellen und Tele- 
arbeitsplätze zu einer Erhöhung der Frauenquote auf allen 
Hierarchieebenen beitragen. Das BMBF hat den For- 
schungseinrichtungen eingeräumt, Haushaltsmittel zur 
Bereitstellung von bedarfsgerechten Kinderbetreuungs- 
plätzen einzusetzen und damit die strakturellen Voraus- 
setzungen geschaffen, um im Wissenschaftssystem den 
notwendigen Gestaltungsspielraum für eine familien- 
freundliche Personalpolitik zu ermöglichen. 

Um die Familienfreundlichkeit an Hochschulen zu för- 
dern, hat das BMVBS einen Wettbewerb initiiert, bei dem 
acht Hochschulen ausgewählt und gefördert werden, ln 


einem best-practice-Club werden ihre Konzepte diskutiert 
und weiterentwickelt. Der Wettbewerb trägt gleichzeitig 
zur Sicherang des Fachkräftenachwuchses bei, da auf 
diese Weise die Attraktivität eines Studiums und einer 
Hochschulkarriere erhöht werden. Vier der acht geförder- 
ten Hochschulen werden in Ostdeutschland liegen. 

7 Weiterbildung - Lernen im gesamten 
Lebenslauf 

Einmal erreichte Qualifikationen reichen immer weniger 
aus, die neuen Herausforderungen in Wirtschaft und Ge- 
sellschaft zu meistern. Kontinuierliches Lernen im ge- 
samten Lebenslauf wird immer wichtiger, auch und 
gerade wenn die Erwerbstätigkeit familienbedingt unter- 
brochen wird. Aber: Die Beteiligung an Weiterbildung in 
Deutschland ist im internationalen Vergleich zu niedrig. 
Insbesondere Menschen mit niedriger Qualifikation neh- 
men zu wenig Weiterbildungsangebote wahr. Deshalb hat 
das BMBF einen Innovationskreis Weiterbildung einge- 
setzt, der Anfang 2008 Empfehlungen für die zukünftige 
Sfärkung der Weiferbildung vorlegen wird. Anknüpfend 
an den bisherigen Stand der Arbeit des Irmovationskreises 
Weiterbildung zeichnet sich für die Bundesregierung im 
Bereich der Weiterbildung Handlungsbedarf insbeson- 
dere in den nachstehenden Feldern ab, zu denen entspre- 
chende Initiativen beschlossen werden sollen: 

- Regionale Weiterbildungsstrukturen stärken: Die Bun- 
desregierung wird regionale Strukturen der Weiterbil- 
dung stärken und die regionalen Informationen über 
das Arbeitskräfteangebot und die -nachfrage sowie 
über den Qualifizierungsbedarf verbessern. Das BMBF 
bereitet mit großen Stiftungen eine gemeinsame Initia- 
tive zum Ausbau regionaler Weiterbildungsstrukturen 
vor. Ziel ist es hier, das Selbstverständnis einer Region 
als Bildungsregion zu profilieren, die Akteure zusam- 
menzuführen und das bürgerschaftliche Engagement 
für Bildung auszubauen. Für eine bessere Analyse der 
Qualifizierungsbedarfe soll bei der Bundesagentur für 
Arbeif ein Weiferbildungsmoniforing eingeführt wer- 
den, bei dem die BA die Arbeitsmarktakteure einbe- 
zieht. Vor dem Hintergrund der demographischen Ent- 
wicklung in den neuen Ländern plant das BMVBS in 
Ostdeutschland einen Wettbewerb zur Unterstützung 
von Vorhaben, die eine vorausschauende Qualifizie- 
rungspolitik auf regionaler Ebene anstreben. 

- Weiterbildungsallianz: Diese Initiativen gehören zu 
den Maßnahmen, die in eine Weiterbildungsallianz 
eingebracht werden sollen, die von der Bundesregie- 
rung mit den Ländern, Kommunen und Sozialpartnern 
- analog zum Ausbildungspakt - angestrebt wird. Un- 
ser Ziel ist, die Weiterbildungsbeteiligung insgesamt 
von derzeit rd. 43 Prozent auf 50 Prozent im Jahr 2015 
zu steigern. Dies erfordert konkrete Beiträge vor allem 
der Sozialpartner und eine Fortentwicklung des Instru- 
mentariums der öffentlichen Weiterbildungsförderung. 

- Neue Erkenntnisse schneller für Weiferbildung nuf- 
zen: Die Bundesregierung wird kleine und mittelstän- 
dische Unternehmen dabei unterstützen, sich besser und 
schneller neues Wissen aus dem Hochtechnologiebe- 
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reich anzueignen. Dafür werden die Überbetrieblichen 
Berufsbildungsstätten (ÜBS) zu Kompetenzzentren 
ausgebaut. Sie sollen sich zu nachfrageorientierten Bil- 
dungsdienstleistem weiterentwickeln, die Unternehmen 
bedarfsgerecht beraten sowie beim Technologietransfer 
unterstützen. Außerdem wird die Bundesregierang bei 
der Konzeption neuer Forschungsprogramme künftig 
den Weiterbildungsbedarf von Beginn an einbeziehen, 
um die Umsetzung von Ergebnissen der Forschung im 
Hochtechnologie-Bereich in Produkte und Verfahren 
zu beschleunigen. 

- Chancen für kleine und mittlere Unternehmen verbes- 
sern: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) müssen 
im Wettbewerb um Fachkräfte gegenüber Großunter- 
nehmen besonders innovativ und aktiv sein. Um KMU 
hierbei zu unterstützen, wird BMWi Praxiskonzepte 
für KMU im Bereich langfristiger Personalpolitik, fa- 
milienfreundlicher Rahmenbedingungen sowie einer 
altemsgerechten Unternehmens- und Weiterbildungs- 
kultur entwickeln. Diese Beratungsdienstleistungen 
sollen in ausgewählten Regionen - erstes Pilotprojekt 
in der Rhein-Neckar- Region - öffentlichkeitswirksam 
vorgestellt werden. 

- Ingenieurinnen und Ingenieure: Wegen der heutigen 
Anforderungen des Beschäftigungssystems einerseits, 
der fachlichen Ausrichtung und der oft nicht mehr ak- 
tuellen Qualifikationsprofile früher ausgebildeter 
Ingenieurinnen und Ingenieure andererseits ist ein gro- 
ßer Bedarf an Weiterbildung zur Vermittlung speziali- 
sierter und aktueller Kenntnisse und Kompetenzen 
vorhanden. Die Bundesregierung wird mit einem ge- 
zielten Weiterbildungsprogramm dazu beitragen, Be- 
darf und Angebot soweit wie möglich auszugleichen. 

Diese Initiativen stehen in engem Zusammenhang mit be- 
reits beschlossenen Maßnahmen wie der Bildungsprämie, 
zu der die Bundesregierung bereits Eckpunkte verab- 
schiedet hat. Die Bildungsprämie, mit der wir insbeson- 
dere niedrige und mittlere Einkommensgruppen für die 
Beteiligung an Weiterbildung mobilisieren wollen, soll 
als neues Angebot zur Förderung von beruflicher Weiter- 
bildung beitragen. Die Möglichkeiten umfassen die Zah- 
lung einer Weiterbildungsprämie in Höhe von bis zu 
154 Euro, die unschädliche vorzeitige Entnahme aus An- 
sparguthaben nach dem Vermögensbildungsgesetz sowie 
zinsgünstige Weiterbildungsdarlehen, ln diesem Zusam- 
menhang werden auch Beratungsangebote weiter entwi- 
ckelt werden. 

Die Förderung der beruflichen Weiterbildung bleibt 
Keraelement der Arbeitsmarktpolitik von Bundesregie- 
rung und Bundesagentur für Arbeif. Mif rd. 280 000 ge- 
förderten Eintritten in berufliche Weiterbildung bis Ende 
Oktober 2007 haben die Agenturen für Arbeif und die Ar- 
beitsgemeinschaften ihre Anstrengungen in der Weiterbil- 
dungsförderung weifer versfärkt und die Zahl der Förde- 
rungen gegenüber 2005 nahezu verdoppelt. Mit dem 
200 Mio. -Euro-Programm zur Förderung Geringqualifi- 


zierter und älterer Arbeitnehmer (WeGebAU) leistet die 
Bundesagentur für Arbeif zudem einen wichtigen Beitrag 
zum Erhalt und zur Verbesserung der Beschäftigungsfä- 
higkeit älterer und geringqualifizierter Arbeitnehmer. Die 
Bundesagentur wird ihre Anstrengungen zur Weiterbil- 
dung in nachgefragten Berufen sowie von Beschäftigten 
im Rahmen des WeGebAU-Programms weiter forcieren. 
Ab Herbst 2007 werden über 200 Weiterbildungsberate- 
rinnen und Weiterbildungsberater Unternehmen bei der 
Ermittlung ihrer Qualifizierungsbedarfe unterstützen und 
Lösungsmöglichkeiten aufzeigen. 

Zudem sollen beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer und Arbeitsuchende durch eLeaming-Angebote 
Gelegenheit erhalten, sich in verschiedenen Themenberei- 
chen von allgemeiner Arbeitsmarktrelevanz weiterzubil- 
den. Die Bundesregierung begrüßt die Entscheidung der 
Bundesagentur für Arbeif und ihrer Selbsfverwaltung, die 
Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung mit einer 
„Aktion Bildung“ auch öffentlichkeitswirksam zu unter- 
stützen. Der bereits mit den Gesetzen für Moderne 
Diensfleistungen am Arbeifsmarkf begonnene Prozess der 
nachhaltigen Qualitätsverbesserung beruflicher Weiter- 
bildung soll weiter fortgesetzt werden. Nach der Aner- 
kennungs- und Zulassungsverordnung - Weiterbildung - 
(AZWV) geprüfte und zugelassene Weiterbildungsanbie- 
ter sollen künftig ein von den zugelassenen Zertifizie- 
rungsagenturen zu vergebendes Qualitätssiegel erhalten. 

Mit einer breit angelegten Kampagne soll gemeinsam mit 
Medienpartnera verstärkt für das Lernen im Lebenslauf 
geworben werden. Außerdem wollen wir z. B. mit dem 
Wettbewerb „Chancen mit Erfahrung“ des BMWi oder 
der Initiative „Erfahrung ist Zukunft“, an der das Bundes- 
präsidialamt sowie BMFSFJ, BMAS, BMBF, BMG und 
BMWi beteiligt sind, die Potenziale älterer Menschen 
besser erschließen und ihre Lebenserfahrung würdigen. 

Bildungspolitik kann das Lernen im Lebenslauf nur dann 
wirklich stärken und die an sie gestellten Erwartungen er- 
füllen, wenn sie sich dabei auf gesicherte Erkenntnisse 
der Wissenschaft stützen kann. Um die Qualität in unse- 
rem Bildungssystem insgesamt zu sichern, brauchen wir 
verlässliche wissenschaftliche Grundlagen. 

Die Bundesregierung startet deshalb ein neues Rahmen- 
programm zur Förderung der empirischen Bildungsfor- 
schung: Damit sollen empirische Erkenntnisse für alle 
Bildungsbereiche gewonnen werden. Dem dient beson- 
ders das Nationale Bildungspanel, das auf der konzeptio- 
nellen Grundlage „Bildung im Lebenslauf‘ erfolgt und 
als Längsschnittstudie angelegt ist. Ebenso soll ein Be- 
rufsbildungs-Pisa die Leistungsfähigkeit von beruflichen 
Ausbildungssystemen sowie Berufsbildungsorganisatio- 
nen im internationalen Vergleich feststellen. 

Aus den Forschungsergebnissen und den internationalen 
Leistungsvergleichen werden Bund, Länder sowie Sozial- 
partner für das gesamfe Bildungssysfem gemeinsame 
Schlussfolgerungen ziehen, Maßnahmen abstimmen und 
die Erreichung festgelegter Standards überprüfen. 
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